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Digitalisierung des Schuldrechts – Doppel-
schlag zum Ausklang des Corona-Jahres

Der deutsche Gesetzgeber hat zum Jahresende zu
einem Doppelschlag f�r die Umsetzung der RL (EU)
2019/770 �ber bestimmte vertragsrechtliche Aspek-
te der Bereitstellung digitaler Inhalte und digitaler
Dienstleistungen sowie der RL (EU) 2019/771 �ber
bestimmte vertragsrechtliche Aspekte des Waren-
kaufs ausgeholt. Im Fokus stehen umfangreichere
Eingriffe in das allgemeine wie besondere Schuld-
recht, welches zwar naturgem�ß nicht selbst digita-
lisiert wird, gleichwohl eine ganze Reihe neuer Al-
gorithmen und Schaltkreise f�r den Umgang mit di-
gitalen Waren und Dienstleistungen erhalten soll.
Der Rechtsanwender darf sich verbraucherrechtlich
bekannter Regelungsunart folgend im Zuge des ge-
planten Gesetzes f�r die Umsetzung der Richtlinie

�ber bestimmte vertragsrechtliche As-
pekte der Bereitstellung digitaler Inhalte
und digitaler Dienstleistungen auf eine
wahre Flut von Buchstaben-Vorschriften
von §§ 327 bis 327u BGB-E freuen.
Beim Entwurf eines Gesetzes zur Rege-
lung des Verkaufs von Sachen mit digita-
len Elementen und anderer Aspekte des

Kaufvertrags f�llt die Regelungsflut etwas ge-
bremster aus. Einige zentrale Schlaglichter aus der
Masse der Neuregelungen seien hier adressiert.

Eine Erneuerung erf�hrt unter beiden Referenten-
entw�rfen der gesetzliche Sachmangelbegriff.
Sprachlich nehmen die Definitionen zwar beacht-
lichen Raum ein und differenzieren trennsch�rfer
zwischen subjektiven und objektiven Beschaffen-
heitsanforderungen. Inhaltlich �ndert sich auf den
ersten Blick hingegen wenig. Eine neue Vorgabe
sticht allerdings heraus. So ist f�r digitale Inhalte
ebenso wie f�r „Sachen mit digitalen Inhalten“ vor-
gesehen, dass Verbrauchern „Aktualisierungen“ be-
reitgestellt werden m�ssen, die f�r den Erhalt der
Vertragsm�ßigkeit der Sache bzw. des digitalen
Produkts erforderlich sind. Zu diesen Aktualisierun-
gen sollen insbesondere Sicherheitsaktualisierun-
gen z�hlen, womit gerade im kaufvertraglichen Be-
reich die bis dato auf den Zeitpunkt des Gefahr�ber-
gangs bezogene Beschaffenheitsverantwortlichkeit
zur Makulatur wird.
Auch im Hinblick auf die Dauer einer Pflicht zur
Aktualisierung beschreitet der Gesetzgeber im
kaufrechtlichen Kontext Neuland. Insoweit wird
n�mlich nicht etwa prim�r an Gew�hrleistungsfris-
ten angekn�pft, sondern vielmehr auf einen unbe-
stimmten Zeitraum abgestellt, den der Verbraucher
aufgrund der „Art und des Zwecks des digitalen Pro-
dukts“ und unter Ber�cksichtigung der Umst�nde
und der Art des Vertrags „erwarten“ darf. Das kann
abh�ngig vom betroffenen Produkt eine ganz erheb-
liche Dauer sein, f�r welche Verk�ufer – und mittel-
bar nat�rlich Hersteller – entsprechende Aktualisie-
rungen vorhalten und bereitstellen m�ssen. Man
denke hier an Smart-TV, moderne KFZ oder den

Trend, alle denkbaren Ger�tschaften vom K�hl-
schrank bis zur Waschmaschine mit mehr oder oft-
mals weniger sinnvollen smarten Funktionalit�ten
auszur�sten. Gerade bei hochpreisigen Produkten
f�llt – geplante Obsoleszenz ausgeblendet – die
Nutzungsdauer und damit auch die Erwartungshal-
tung der Verbraucher regelm�ßig lang aus. F�r Her-
steller d�rfte es eine Herausforderung darstellen,
auch mit Blick auf das sich rasch �ndernde IT-Um-
feld l�ngerfristig Aktualisierungen bereitzuhalten.
Betroffene Produkte werden damit sicherlich nicht
billiger (der Gesetzgeber geht f�r den Handel von
Mehrkosten f�r Aktualisierungen von knapp 138
Mio. j�hrlich aus), aber vielleicht durch einen Zu-
gewinn der Nutzungsdauer unter dem Strich gleich-

wohl preiswerter. Diesen Befund d�rfte auch die
von beiden Entw�rfen vorgesehene und im Ver-
gleich zum kaufrechtlichen Status Quo verl�ngerte
Frist von einem Jahr f�r die Umkehr der Beweislast
f�r das Vorliegen eines Mangels befçrdern.
Mehr oder weniger nebenbei brechen die Gesetzes-
entw�rfe scheinbar mit dem von den Datenschutz-
behçrden bislang �berwiegend verfolgten Postulat,
wonach personenbezogene Daten keine vertrag-
liche Gegenleistung sein d�rfen. Jedenfalls kn�pfen
die Regelungen zum Anwendungsbereich f�r die
neuen „Vertr�ge �ber digitale Produkte“ auch an
solche Vertr�ge an, bei denen der Verbraucher
dem Unternehmer personenbezogene Daten bereit-
stellt oder sich hierzu verpflichtet, sofern die Daten
nicht allein f�r die Vertragserf�llung und keine
sonstigen Zwecke vorgesehen sind. F�r den Ver-
braucher erçffnet dieses Konzept ein bislang allen-
falls halb geçffnetes Exit-Fenster. So ist f�r den Wi-
derruf einer erteilten datenschutzrechtlichen Ein-
willigung oder den Widerspruch gegen eine weitere
Verarbeitung personenbezogener Daten vorgese-
hen, dass der Unternehmer einen Vertrag �ber die
Bereitstellung eines digitalen Produkts ohne Einhal-
tung einer K�ndigungsfrist k�ndigen kann, wenn
ihm unter Ber�cksichtigung des weiterhin zul�ssi-
gen Umfangs der Datenverarbeitung und unter Ab-
w�gung der beiderseitigen Interessen die Fortset-
zung des Vertragsverh�ltnisses nicht weiter zuge-
mutet werden kann. Jedenfalls mittelbar d�rfte der
Verbraucher damit in vielen F�llen ein Mittel in der
Hand haben, um eine vertragliche Beziehung unab-
h�ngig von Leistungsstçrungen zu beenden.
Die Richtlinien sehen vor, dass Umsetzungsvor-
schriften bis zum 1. 7. 2021 zu erlassen und ab
dem 1. 1. 2022 anzuwenden sind. Noch bleibt also
Zeit, sich mit den Entw�rfen auseinanderzusetzen
und den ein oder anderen Aspekt gerade zu r�-
cken. Dass hier insgesamt noch erheblicher Dis-
kussionsbedarf besteht, wird durch die zahlreichen
Stellungnahmen aus Fachkreisen belegt. Viel-
leicht schaffen wir es in den Endfassungen noch
bis § 327z BGB-E.
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